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1 Einleitung 

Gegenstand der Revision vom 31. März 2026 sind Änderungen in den §§ 1 und 13. 

Die Änderung in § 1 dient der Präzisierung für die Praxis, ohne inhaltliche Änderung. 

Die Änderung in § 13 ist die Folge eines Kantonsgerichtsurteils, das die Zulässigkeit 

der Verwendung von zusätzlichen Überbauungsziffern (ÜZ) bei Nebenbauten abwei-

chend von der geltenden und geübten Praxis in den Gemeinden beurteilte. Mit der 

Anpassung stimmen die Regelungen in Bau- und Zonenreglementen wieder mit 

übergeordnetem kantonalem Recht überein.  

 

2 Erläuterungen zu den Änderung 

 

§ 1 Verfahren 

 

Gemäss geltendem § 1 Abs. 1bis sind genehmigte Richt- und Zonenpläne in elektro-

nischer Form gemäss Absatz 1 rechtsverbindlich. Diese Aussage ist so unpräzis und 

stimmt nicht mit der heutigen Praxis bzw. den technischen Möglichkeiten überein. 

Deshalb wird § 1 angepasst und Zonenpläne werden sauber von Richt- und Son-

dernutzungsplänen getrennt (Abs. 1 unverändert, Absatz 1bis geändert, Absatz 1ter 

geändert und ergänzt):  

 

 Absatz 1: Alle Verfahrensstände von allen Planungsinstrumenten, also Richt- und 

Nutzungspläne sind in elektronischer Form einzureichen. Das gilt nur für die Dar-

stellung im Geoinformationssystem (GIS) und die Verwendung der Versionen in 

der Plattform des Kantons Luzern zur digitalen Nutzungsplanung (DIPPO) und 

sagt noch nichts über die Rechtsverbindlichkeit aus. 

 

 Absatz 1bis: Nur für Zonenpläne ist die elektronische Form rechtsverbindlich. Pa-

pier wird nur noch für das Berichtigungsverfahren bei Widersprüchen zwischen 

Plänen in Papierform und in elektronischer Form erwähnt, da die Verbindlichkeit 

per Juni 2025 für den ganzen Kanton gewechselt hat (also auch für bislang in Pa-

pierform genehmigte Pläne) und Differenzen zwischen GIS und Plan entstehen 

können. Das ist aber keine Vermischung von Papier und Digital, Primat hat digi-

tal. 

 

 Absatz 1ter: Für Richt- und Sondernutzungspläne bleibt nach wie vor die Papier-

form rechtsverbindlich, da für diese keine – für die digitale Bearbeitung und Dar-

stellung zwingend erforderlichen – Datenmodelle vorliegen. 

 

§ 13 Zusätzliche Überbauungsziffern 

 

Ein Urteil des Kantonsgerichts ist Auslöser der Änderung von § 13 PBV. Das Kantons-

gericht verlangt im Urteil 7H 23 232 vom 8. Juli 2025, dass Nebenbauten im Sinne 

von § 13 lit. a PBV – wie Anbauten – eine bauliche und architektonische Selbständig-

keit gegenüber der Hauptbaute aufzuweisen haben (bauliche Abtrennung durch In-

nenwand). Gemäss Kantonsgericht lässt § 13 PBV zusätzliche Überbauungsziffern je-

weils für bestimmte Arten von Gebäuden, nicht jedoch für blosse Gebäudeteile zu. 

Eine im Erdgeschoss vorstehende Fläche wurde daher zu Unrecht zur ÜZ für Neben-
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bauten gezählt (E.4.3.5). Diese Rechtsprechung entspricht nicht dem Willen des Ge-

setzgebers (vgl. Erläuterungen zur PBV Änderung vom 28. Juni 2016). Nebenbauten 

sollten als bauliche Option als Erweiterung der Hauptbaute mit reduzierter Höhe er-

stellt werden können (ohne bauliche Abtrennung). Mit § 13 Abs. 2 PBV soll dies prä-

zisiert werden.  

 

Eine zusätzliche ÜZ nach § 13 lit. a PBV gilt für Bauten mit einer geringeren als der 

zulässigen Gesamthöhe; diese werden neu explizit mit dem in der Praxis geläufigen 

Begriff «Nebenbauten» bezeichnet (Absatz 1 lit. a). Nebenbauten sind als «kleinere 

Geschwister» der Hauptbaute zu beurteilen, weil sie eben nur eine geringere als die 

zulässige Gesamthöhe erlauben. Sie weisen aber die gleichen Nutzungsmöglichkei-

ten wie die Hauptbaute auf (insb. Haupt- und Nebennutzflächen). Eine bauliche 

Selbständigkeit ist deshalb nicht erforderlich. Der Unterschied zur Hauptbaute be-

steht somit lediglich in der reduzierten Gesamthöhe. Damit wollte der Gesetzgeber 

eine differenzierte Volumenverteilung ermöglichen, zum Beispiel mit einem der 

Hauptbaute angegliederten Vor- oder Nebenbau. In Kombination von ÜZ Haupt-

baute und ÜZ Nebenbaute darf eine Wohnung volumetrisch vorstehen, ohne dass 

hier eine konstruktive Trennung von Hauptbaute und Nebenbaute nötig wäre. Ein 

Wohnraum darf somit von der Hauptbaute in die Nebenbaute hinaus erweitert wer-

den, auch ohne Trennwände. In Differenzierung des Urteils 7H 23 232 (E.4.3.5) sind 

somit die in § 13 PBV aufgezählten Tatbestände mit Ausnahme von Klein- und An-

bauten konstruktiv neu ausdrücklich nicht zwingend separate Bauten (Absatz 2). 
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Änderung vom 31. März 2026 

 

Die Planungs- und Bauverordnung (PBV) vom 29. Oktober 2013 (Stand 1. Juni 2025) 

wird wie folgt geändert: 

 

§ 1 Abs. 1bis (geändert), Abs. 1ter (geändert) 

 

1bis Genehmigte Zonenpläne sind in elektronischer Form gemäss Absatz 1 rechtsver-

bindlich. Wenn Differenzen zwischen den bisher in Papierform genehmigten Plänen 

und den Plänen in elektronischer Form festgestellt werden, kann die Dienststelle 

Raum und Wirtschaft von Amtes wegen oder auf Gesuch der Gemeinde eine Berich-

tigung vornehmen. Im Streitfall erlässt die Dienststelle Raum und Wirtschaft eine an-

fechtbare Verfügung. 

 

1ter Genehmigte Richt- und Sondernutzungspläne sind in Papierform verbindlich. Sie 

sind der Dienststelle Raum und Wirtschaft nach ihrer Bereinigung gemäss den An-

ordnungen und Korrekturen im Entscheid des Regierungsrates einzureichen. Diese 

legt in Richtlinien die Modalitäten fest. 

 
 

§ 13 Abs. 1, Abs. 2 (neu) 

 

1 Die Gemeinde kann im Bau- und Zonenreglement oder im Bebauungsplan für fol-

gende Bauten eine zusätzliche, nur für diese Bauten verwendbare Überbauungsziffer 

festlegen: 

a. (geändert) Bauten mit einer geringeren als der zulässigen Gesamthöhe (Neben-

bauten), 

 

2 Bei Anbauten ist eine bauliche Selbständigkeit durch eine Abtrennung von der 

Hauptbaute mit einer Innenwand erforderlich, nicht dagegen bei Nebenbauten und 

Unterniveaubauten. 

 

 

Inkrafttreten: 1. Mai 2026  
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